
zustimmen muss, sondern weil dieser Ein-
satz auch und gerade die Zustimmung der
Bevölkerung benötigt. Nur wenn die Bür-
gerinnen und Bürger sich nicht hinter ei-
ner undurchdringlichen Mauer der Ab-
lehnung verschanzen, sind sie bereit zuzu-
hören, können es überhaupt erst. Dann
könnte ihnen die Sorge genommen wer-
den, deutsche Soldaten wären dort als Be-
satzer, oder würden für ein aussichtsloses
Unterfangen geopfert, Geld, das hier in
Deutschland so dringend benötigt wird,
würde in Afghanistan ohne Wirkung versi-
ckern, um nur einige Vorbehalte zu nen-
nen. Sie würden hören, dass es nicht darum
geht, den Afghanen ein Leben nach west-

lichem Muster aufzuzwingen, nicht nur
weil es vermessen und falsch wäre, sondern
weil wir damit auch keinen Erfolg hätten.
Richtig ist doch vielmehr, dass wir dort
sind, weil wir mit unseren Partnern die
Freiheit verteidigen, auf der Grundlage un-
serer Wertvorstellungen zu leben. Dazu ge-
hört unabdingbar eine freie, offene Ge-
sellschaft, in der Bürgerrechte gewahrt
bleiben, und, dass wir vor überflüssigen
Einschränkungen geschützt sind. Da, wo
sie drohen, müssen wir ihnen beherzt ent-
gegentreten. Das wird umso überzeugen-
der geschehen können, je größer die Be-
reitschaft ist, vor den tatsächlichen Gefähr-
dungen nicht die Augen zu verschließen.
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Zunächst gilt es sich vor Augen zu führen,
dass die Bundeswehr bis 1990 an keinem
Auslandseinsatz beteiligt war. Nach den
Kontroversen über Einsätze außerhalb des
NATO-Vertragsgebiets (out-of-area) An-
fang der 90er Jahre beteiligte sich die Bun-

desrepublik im Rahmen der Luftschläge
gegen das ehemalige Jugoslawien 1999 zum
ersten Mal an einem Kriegseinsatz. Der seit
2002 andauernde »Stabilisierungseinsatz«
im Tausende von Kilometern entfernten
Afghanistan ist in den letzten Jahren zu ei-
nem Guerillakrieg mit einer erstarkten
Aufstandsbewegung eskaliert. Inzwischen
sind fast viereinhalbtausend deutsche Sol-
daten im Land stationiert.

In den letzten zwei Jahrzehnten haben
die politischen Eliten eine (partielle) Neu-
definition des außenpolitischen Selbstver-
ständnisses Deutschlands durchgesetzt.
Dabei wurde insbesondere im Falle Afgha-
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nistans versäumt, auch in der Bevölkerung
Akzeptanz für Deutschlands neue Rolle in
der Welt und seinen dramatisch veränder-
ten Umgang mit militärischer Gewalt zu
schaffen. Um die Menschen von der Not-
wendigkeit des ersten Kampfeinsatzes der
Bundesrepublik außerhalb Europas zu
überzeugen, müsste das militärische Enga-
gement besonders sorgfältig und nach-
haltig begründet sein.

Dieser Aufgabe ist die politische Klasse
jedoch nicht gerecht geworden. Es ist be-
zeichnend, dass die Aussage des ehemali-
gen Verteidigungsministers Struck aus dem
Jahr 2002, Deutschlands Sicherheit werde
auch am Hindukusch verteidigt, als einzi-
ger Debattenbeitrag eines führenden deut-
schen Politikers in Erinnerung geblieben
ist. Laut einer Befragung des Sozialwissen-
schaftlichen Instituts der Bundeswehr wuss-
te die Mehrheit (56 %) der Deutschen 2008
»nichts Konkretes« über die Operation der
internationalen Truppen in Afghanistan
(ISAF) oder hatte »noch nie davon gehört«.
Bundeskanzlerin Angela Merkel gab erst im
September 2009 nach vier Jahren im Amt
ihre erste Regierungserklärung zur derzeit
wohl größten außenpolitischen Herausfor-
derung Deutschlands ab.

Die aktuelle Debatte, ob es angemessen
ist, in Afghanistan von Krieg zu sprechen,
ist wichtig.Auch die direktere und offenere
Kommunikation des neuen Verteidigungs-
ministers zu Guttenberg ist zu begrüßen.
Allerdings droht aus dem Blick zu geraten,
dass die Auseinandersetzung mit den Tali-
ban nicht (allein) mit militärischen Mitteln
zu gewinnen ist. Auch bessere Kommuni-
kation kann auf Dauer nicht überdecken,
dass Deutschland und seine internatio-
nalen Partner bislang keine substanzielle
Strategie besitzen, um einen tragfähigen
politischen Prozess und wirtschaftliche
Entwicklung in Afghanistan zu erreichen.
Beides wird letztlich entscheidend dafür
sein, ob es gelingt, dauerhaften Frieden im
Land und damit regionale und internatio-
nale Sicherheit zu schaffen.

Das neue Mantra, eine »Übergabestra-
tegie in Verantwortung« durch den be-
schleunigten Aufbau der afghanischen Si-
cherheitskräfte in Verbindung mit zahnlo-
sen Forderungen nach weniger Korruption
zu verfolgen, greift viel zu kurz. Es wird
noch Jahre dauern, bis die afghanische
Polizei und das afghanische Militär in der
Lage sein werden, rudimentäre Sicherheit
nach innen und außen zu gewährleisten.
Die westlichen Staaten haben nicht die Rah-
menbedingungen für einen politischen
Prozess geschaffen, der unbelastete und
kompetente afghanische Führungskräfte
hervorbringen könnte, anstatt der Herr-
schaft von Warlords ein scheinbar demo-
kratisches Antlitz zu verleihen. So droht
das Militär als stärkste unter den schwa-
chen afghanischen Institutionen mittelfris-
tig zum »Staat im Staate« zu werden, der
von der Politik nicht mehr kontrolliert
werden kann.

Das fundamentale Problem der neuen
»Strategie« für den Afghanistan-Einsatz ist
jedoch, dass sie eigentlich gar keine Strate-
gie ist. Es wird ein Mittel beschrieben, es
fehlt jedoch an einer Gesamtkonzeption,
die auf ein langfristig angestrebtes Ziel ge-
richtet ist. Die Vorstellung, dass die afgha-
nische Regierung bald völlig souverän ihre
Regierungsgeschäfte ausüben kann, ist il-
lusorisch. Ohne überzeugendes Gesamt-
konzept für den politischen Prozess und
eine nachhaltige wirtschaftliche Entwick-
lung wird die Unterstützung für den Ein-
satz nicht nur in Deutschland weiter ab-
nehmen.

Die nächsten zwei Jahre dürften für
den Afghanistan-Einsatz entscheidend sein.
Der Abzug der niederländischen und kana-
dischen Soldaten bis Ende 2011 ist wahr-
scheinlich und auch US-Präsident Obama
dürfte vor den Wahlen 2012 unter Druck
geraten, das amerikanische Engagement zu
reduzieren. Die kommenden 24 Monate
sollten deshalb mit vollem Ressourcen-
einsatz für wichtige Weichenstellungen ge-
nutzt werden.
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Erstens sollte das übermäßig zentrali-
sierte und auf die Person Hamid Karzai zu-
geschnittene politische System reformiert
und Verantwortung an regionale und loka-
le Verwaltungen übertragen werden. Dies
schränkt Machtmissbrauch ein und kann
dazu führen, dass mehr internationale
Gelder vor Ort ankommen und öffentliche
Dienstleistungen erbracht werden. Ver-
handlungsbereite Aufständische müssen in
diesen Prozess eingebunden werden. Zwei-
tens, Korruption und Amtsmissbrauch von
Politik, Justiz und Polizei müssen konse-
quent bestraft werden, um Akzeptanz für
die staatlichen Institutionen in der Bevöl-
kerung zu schaffen. Drittens, die Moderni-
sierung der Landwirtschaft muss vorange-
trieben werden und der Anbau von Pro-
dukten jenseits von Schlafmohn durch ge-
zielte Subventionen attraktiv gemacht wer-
den. Am Ende sollte ein Staatsgebilde ste-

hen, dessen Regierung Sicherheit und ei-
nen allgemeinen Rechtsrahmen garantiert
und dessen Provinzen weitgehende Auto-
nomie genießen, um Grundbedürfnisse
der Bevölkerung zu befriedigen.

Die letzen acht Jahre waren dominiert
von hektischem Krisenmanagement statt
von nachhaltiger Planung und ernsthafter
Debatte. Wenn Deutschlands politische
Elite auch in Zukunft versucht, den unpo-
pulären Einsatz mit möglichst geringen
Verlusten auszusitzen, wird dies zu einem
weiteren Akzeptanzverlust in der Bevöl-
kerung führen. So könnte der Einsatz nach
einem tödlichen Anschlag auf die Bundes-
wehr in einem überstürzten Rückzug en-
den. Ein fluchtartiger Abzug dürfte jedoch
eine Kettenreaktion in der NATO auslösen
und in Afghanistan zu einem blutigen
Bürgerkrieg mit katastrophalen humanitä-
ren Folgen führen.
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